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Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts 

. über die Durchführung des Eröffnungsverfahrens
Richtlinie Nr. 17 vom 14. Januar 1963 — RP1 1763

Die vom Staatsrat in seinen Beschlüssen vom 30. Januar 
1961 und 24. Mai 1962 an der Arbeit der Gerichte ge­
übte Kritik macht deutlich, daß noch nicht immer die 
strikte Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
gewährleistet ist und die Gerichte durch ihre Tätigkeit 
mehr als bisher zur Entwicklung und Festigung der 
sozialistischen Verhältnisse beitragen müssen. Das er­
fordert ein tieferes Verständnis für den Stand der ge­
sellschaftlichen Entwicklung, ihre Widers'prüche und 
Konflikte, die Probleme des Lebens der Werktätigen 
und genaue Kenntnisse der Gesetzmäßigkeit beim Auf­
bau des Sozialismus. Das muß in allen Abschnitten des 
gerichtlichen Verfahrens in Strafsachen, so auch im Er­
öffnungsverfahren zum Ausdruck kommen.
Das Eröffnungsverfahren als Abschnitt des sozialisti­
schen Strafprozesses ist seinem Charakter nach weder 
„Zwischenverfahren“ technischer Art noch „prozeß­

leitende Verfügung“. Es ist vielmehr ein Stadium, in 
dem das sozialistische Gericht verbindliche Maßnahmen 
für die Organisierung der Kriminalitätsbekämpfung 
durch die Entschließung in einer konkreten Strafsache 
zu treffen hat, die für den gesamten Lebensbereich des 
Beschuldigten wie auch für die sozialistische Gesell­
schaft von entscheidender Bedeutung sind. Daran wird 
deutlich, daß es sich bei dem Eröffnungsverfahren nicht 
um eine Formalität handelt, sondern um Verfahrens­
vorschriften politisch-juristischen Inhalts, deren An­
wendung dazu beitragen muß, die gesellschaftliche Ent­
wicklung zu fördern.
In diesem Stadium des Strafverfahrens befaßt sich das 
Gericht nach Anklageerhebung als letztes staatliches 
Organ mit der Sache und hat eigenverantwortlich zu 
prüfen und zu entscheiden, ob die Voraussetzungen für 
die Eröffnung des Hauptverfahrens vorliegen. Das setzt 
voraus, daß das Gericht vor der Beschlußfassung eine 
umfassende Einschätzung des Ermittlungsergebnisses 
unter Beachtung der Verhältnisse vornimmt, unter 
denen die dem Beschuldigten zur Last gelegten Hand­
lungen begangen wurden, sowie der Person des Be­
schuldigten und der Gefährlichkeit der Tat für die Ge­
sellschaft, wie sie sich nach dem Ermittlungsergebnis 
darstellt.
Bereits im Ermittlungsverfahren ist die gewachsene 
Kraft der sozialistischen Gesellschaftsordnung zur Be­
kämpfung der Kriminalität und zur Erziehung der 
Rechtsverletzer zu nützen. Das erfordert eine breite 
Einbeziehung der Werktätigen in- dieses Verfahren. 
Diesen Grundsätzen und Erfordernissen haben die von 
den Gerichten in der Vergangenheit getroffenen Ent­
scheidungen nicht immer voll entsprochen.
Das Oberste Gericht erläßt daher folgende
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Die Tätigkeit der Schöffen in der Rechtspflege der Ge­
richte der Deutschen Demokratischen Republik hat 
bewirkt, daß ihre umfangreichen Produktionserfahrun­
gen und ihre durch die enge Verbindung mit dem 
Leben der werktätigen Bevölkerung gewonnenen 
Lebenserfahrungen immer mehr in das gerichtliche 
Verfahren eingeflossen sind und so zur Entwicklung 
und Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit bei­
getragen haben. Ihre aktive Beteiligung in der Haupt­
verhandlung und ihr sonstiges Auftreten als Schöffen 
in der Öffentlichkeit, in gesellschaftlichen Organisatio­

nen oder an der Arbeitsstelle hat das Vertrauen der 
Bürger zur Staatsmacht gestärkt. Nicht in allen Stadien 
des Strafverfahrens sind aber bisher die Erfahrungen 
der Schöffen voll genutzt worden. Ihre Einbeziehung 
und volle verantwortliche Mitwirkung im Eröffnungs­
verfahren ist teilweise noch mangelhaft und entspricht 
nicht dem Prinzip der umfassenden Mitwirkung der 
Werktätigen bei der Rechtsprechung der Gerichte.
Die Voraussetzungen dafür, ob die Eröffnung des 
Hauptverfahrens beschlossen werden muß, sind in kol­
lektiver Beratung vom Vorsitzenden und den ebenso 
wie er verantwortlichen Schöffen zu prüfen. Es ist un­
gesetzlich, im Eröffnungsverfahren Entscheidungen vom 
Vorsitzenden ohne Beteiligung der Schöffen oder nur 
unter Beiziehung eines Schöffen zu treffen, wie dies in 
der Sache 2 S 41/61 des Kreisgerichts Bad Langensalza 
geschehen ist. Nicht den Erfordernissen einer verant­
wortlichen Mitarbeit und einer kollektiven Beratung 
entspricht es auch, wenn nur der Vorsitzende die 
Akten durcharbeitet und den bereits entworfenen Be­
schluß dann lediglich den Schöffen zur Unterschrift 
vorlegt. .Es muß vielmehr verlangt werden, daß sich 
die Schöffen durch gründliches Aktenstudium eigene 
Kenntnisse über das Ermittlungsergebnis verschaffen 
und auf dieser Grundlage eigenverantwortlich an der 
Beratung über den Antrag des Staatsanwalts auf Er­
öffnung des Hauptverfahrens mitwirken. Das trifft für 
alle im Eröffnungsverfahren zu fassenden Entscheidun­
gen zu, und zwar auch für die, die beispielsweise zur 
Zurüdeverweisung der Sache an den Staatsanwalt oder 
auch zur Ablehnung des Antrages des Staatsanwalts 
auf Eröffnung des Hauptverfahrens führen.

II
1. Das Kernstück des Eröffnungsverfahrens bildet die 
nach § 176 StPO vorzunehmende eigenverantwortliche 
Prüfung des Gerichts, ob das Ermittlungsergebnis den 
hinreichenden Verdacht ergibt, daß die im Tenor der 
Anklage bezeichneten Handlungen des Beschuldigten 
alle objektiven und subjektiven Merkmale eines ge­
setzlichen Straftatbestandes enthalten. Diesem Er­
fordernis steht aber die in der Vergangenheit und teil­
weise auch heute noch von den Gerichten geübte 
Gepflogenheit entgegen, Eröffnungsbeschlüsse nur auf 
der Grundlage der Kenntnis der Anklageschrift zu er­
lassen, ohne diese auf ihre allseitige Richtigkeit hin 
überprüft zu haben. Der Ausdruck dafür sind die noch 
in Erscheinung tretenden wörtlichen Übernahmen von 
Teilen der Anklageschrift in den Eröffnungsbeschluß. 
Eine solche Praxis ist jedoch nicht mit der Eigenverant­
wortlichkeit der Gerichte zu vereinbaren.
Zuweilen ziehen sich Fehler und Mängel aus dem 
Ermittlungsverfahren durch das gesamte gerichtliche 
Strafverfahren und führen im Ergebnis zu falschen, der 
sozialistischen Gesetzlichkeit widersprechenden Ent­
scheidungen.
Das trifft z. B. auf die Strafsache S 256/61 des Kreis­
gerichts Meißen zu, in der ein Rangierer eines volks­
eigenen Betriebes nach § 1 Abs. 1 Ziff. 2, Abs. 2 WStVO 
angeklagt war, durch Verletzung jler Bestimmungen 
über den Werkbahn verkehr einen Schaden verursacht 
zu haben. Weder im Ermittlungsverfahren noch in der 
Beweisaufnahme war eindeutig geklärt worden, ob der 
Beschuldigte überhaupt für die Einhaltung der Bestim­
mungen über den Werkbahn verkehr verantwortlich


